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der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, über 
die Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft gegen das ehemalige Deutsche Reich und zum deutschen 
Lastenausgleich“ 
anzunehmen. 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über die am 26. August 1952 in Bonn 
Unterzeichneten drei Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenchaft über die 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, über die Regelung der 
Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das 
ehemalige Deutsche Reich und zum deutschen Lastenausgleich 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In dem Gesetz über die am 26. August 
1952 in Bonn Unterzeichneten drei Abkom- 
men zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz, über die Regelung der For- 
derungen der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft gegen das ehemalige Deutsche Reich 
und zum deutschen Lastenausgleich vom 7. 
Marz 1953 (Bundesgesetzbl. II S. 15) werden 
hinter § 4 folgende Vorschriften eingefügt: 

„§ 4a 

(1) Übersteigt der Betrag, der der Bundes- 
republik Deutschland aus den Beiträgen nach 
Artikel 2 des Abkommens über die deutschen 
Vermögenswerte in der Schweiz zufließt, den 
Ablösungsbetrag (Artikel 1 des Abkommens) 
zuzüglich der entstandenen Kreditkosten, so 
wird dieser Mehrbetrag (Überhang) ein- 
schließlich der Erträgnisse aus seiner Anlage 
nach dem Stand vom 1. April 1957 (Stich- 
tag) auf Antrag an diejenigen Berechtigten 
gezahlt, die für die Freigabe ihrer Vermö- 
genswerte in der Schweiz einen Beitrag ge- 
leistet haben. Die an den einzelnen Berech- 
tigten zu zahlende Quote des geleisteten Bei- 
trags bemißt sich nach dem Verhältnis des 
Überhangs zuzüglich der Erträgnisse zum Ge- 
samtaufkommen an Beiträgen am Stichtag. 


Das Gesamtaufkommen an Beiträgen und der 
Beitrag des Berechtigten werden nach dem 
Umrechnungskurs (Mittelkurs) in Deutsche 
Mark umgerechnet, der im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Ergänzungsgesetzes maß- 
gebend ist. Die Quote wird auf einen vollen 
Hundertsatz oder auf einen Hundertsatz 
nach unten abgerundet, dessen einzige De- 
zimalstelle auf fünf lautet. Beträge unter 10 
Deutsche Mark werden nicht ausbezahlt. 

(2) Bei Beitragsüberweisungen der Schweize- 
rischen Verrechnungsstelle nach dem Stichtag 
ist nach Absatz 1 sinngemäß zu verfahren, 
jedoch die nach Absatz 1 ermittelte Quote 
unverändert anzuwenden. 

(3) Ein nach Durchführung der Absätze 1 
und 2 verbleibender Betrag wird in voller 
Höhe dem in § 5 des Lastenausgleichsgesetzes 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 
446) bezeichneten Ausgleichsfonds zugeführt. 

§ 4b 

(1) Der Antrag (§ 4a Abs. 1 Satz 1) ist 
innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Mo- 
naten, gerechnet vom Beginn des Kalender- 
monats, der dem Inkrafttreten des Ergän- 
zungsgesetzes folgt, bei der Oberfinanzdirek- 
tion Frankfurt (Main) zu stellen. In den Fäl- 
len des § 4a Abs. 2 endet die Frist nicht vor 
dem Ablauf von sechs Monaten, gerechnet 
von dem Zeitpunkt ab, in dem der Beitrag an 
die Schweizerische Verrechnungsstelle entrich- 
tet wurde. 


2 



(2) Dem Antrag sind beizufügen 

1. ein ausreichender Nachweis über die Höhe 
des geleisteten Beitrags, 

2. eine Bescheinigung des zuständigen Finanz- 
amts über die fristgemäße Anmeldung der 
Vermögenswerte nach § 3 Abs. 3 oder dar- 
über, daß diese Vermögenswerte diesem 
schon vorher ordnungsgemäß für die in 
Betracht kommenden Steuern bekanntge- 
geben worden sind. In der Bescheinigung 
ist anzugeben, ob Steuerrückstände beste- 
hen, 

3. eine Bescheinigung der zuständigen Devi- 
senbehörde (Landeszentralbank) über die 
fristgemäße Anmeldung der Vermögens- 
werte nach § 3 Abs. 4 oder über die früher 
erfolgte ordnungsgemäße Anmeldung. 

Die in den Nummern 7 und 3 genannten 
Bescheinigungen brauchen dem Antrag nicht 
beigefügt zu werden, wenn der Antragstel- 
ler nachweist, daß er im Zeitpunkt der Frei- 
gabe der Vermögenswerte weder einen 
Wohnsitz noch einen gewöhnlichen Aufent- 
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hatte. 

§ 4c 

(1) Der nach den §§ 4a und 4b zurückzu- 
zahlende Betrag unterliegt der Ersatzvermö- 
gensabgabe. § 4 und die Verordnung über die 
Vermögensabgabe der deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz vom 10. April 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 88) finden entsprechende 
Anwendung. Die in § 4 Abs. 1 Satz 1 in Ver- 
bindung mit §§1,2 und 5 Abs. 2 der vorbe- 
zeichneten Verordnung zugelassene Erhebung 
der Vermögensabgabe finde^ keine Anwen- 
dung. An die Stelle des Gegenwertes nach 
§ 4 Abs. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 2 der 
Verordnung über die Vermögensabgabe der 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
tritt der nach den §§ 4a und 4b zurückzu- 
zahlende Betrag. 

(2) Der nach den §§ 4a und 4b zurückzu- 
zahlende Betrag unterliegt nicht den Steuern 
vom Einkommen und Ertrag und ist bis zum 
Ende desjenigen Kalenderjahres, in dem er 
ausgezahlt wird, von der Vermögensteuer 
befreit. Die §§ 47, 74 Abs. 2 und 3 und 75 
des D-Markbilanzgesetzes finden auf die 
nach den §§ 4a und 4b zurückzuzahlenden 
Beträge keine Anwendung. 

(3) Bei Geldinstituten, Versicherungs- und 
Rückversicherungsunternehmen sowie Bau- - 
Sparkassen bleibt die Rückzahlung nach den 


§§ 4a und 4b ohne Auswirkung auf die Um- 
stellungsrechnung und Altbankenrechnung. 

§ 4d 

(1) Jeder Berechtigte kann beantragen, daß 
die Ersatzvermögensabgabe (§ 4c Abs. 1) 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 ermäßigt 
oder Befreiung von der Abgabe gewährt 
wird. Der Antrag muß innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von sechs Monaten, gerechnet von 
der Bekanntgabe der Abrechnung der Ober- 
finanzdirektion Frankfurt (Main) über die 
Einbehaltung der Ersatzvermögensabgabe, 
gestellt werden. 

(2) Von der Ersatzvermögensabgabe sind 
beireit 

1. natürliche Personen, Körperschaften, Per- 
sonenvereinigungen und Vermögensmas- 
sen, denen die freigegebenen Vermögens- 
werte an dem für die Ermittlung des der 
Vermögensabgabe unterliegenden Vermö- 
gens maßgebenden Stichtag zuzurechnen 
waren und die nach § 17 des Lastenaus- 
gleichgesetzes beschränkt abgabepflichtig 
sind, mit dem auf diejenigen Vermögens- 
werte entfallenden Teil des Rückzahlungs- 
betrags, die an dem genannten Stichtag 
nicht zum Betriebsvermögen einer im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes befindlichen 
Betriebsstätte gehörten; 

2. nicht unter § 4c Abs. 3 fallende unbe- 
schränkt Abgabepflichtige, bei denen sich 
nach den Vorschriften des Lastenausgleichs- 
gesetzes auf Grund des der Vermögensab- 
gabe unterliegenden Vermögens an dem 
für die Veranlagung maßgebenden Stich- 
tag und des Vermögens im Sinne des § 47 
Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes eine 
Abgabeschuld (§31 des Lastenausgleichsge- 
setzes) nicht ergeben hat und eine solche 
sich auch nach Hinzurechnung des nach 
den §§ 4a und 4b zurückzuzahlenden und 
um die Ersatzvermögensabgabe nicht ge- 
kürzten Betrags nicht ergibt. Die Hinzu- 
rechnung des nach den §§ 4a und 4b zu- 
rückzuzahlenden Betrages erfolgt unabhän- 
gig von der Behandlung der in der Schweiz 
auf Grund der Leistung des freiwilligen 
Beitrags freigegebenen Vermögenswerte in 
der steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz und 
bei der Einheitsbewertung des Betriebsver- 
mögens bei demjenigen, dem diese Vermö- 
genswerte an dem für die Ermittlung des 
der Vermögensabgabe unterliegenden Ver- 
mögens maßgebenden Stichtag zuzurechnen 
waren. 
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(3) Würde sich bei Hinzurechnung des nach 
den §§ 4a und 4b zurückzuzahlenden und 
um die Ersatzvermögensabgabe nicht gekürz- 
ten Betrages zu dem der Vermögensabgabe 
unterliegenden Vermögen ein abgerundetes 
Vermögen von weniger als 35 000 Deutsche 
Mark ergeben, so ermäßigt sich die Ersatz- 
vermögensabgabe auf 25 vom Hundert des 
zurückzuzahlenden Betrages. Absatz 2 Nr. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Die Voraussetzungen des Absatzes 2 
oder 3 sind der Oberfinanzdirektion Frank- 
furt (Main) durch eine Bescheinigung des für 
die Veranlagung zur Vermögensabgabe zu- 
ständigen Finanzamtes nachzuweisen. 

§ 4e 

(1) Die Ersatzvermögensabgabe (§ 4 in 
Verbindung mit der Verordnung über die 
Vermögensabgabe der deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz, die aus den in § 1 der 
vorbezeichneten Verordnung genannten 
Gründen geleistet wurde, wird auf Antrag 
den Berechtigten in Höhe des Betrages erstat- 
tet, der sich durch Anwendung der nach § 4a 
ermittelten und um ein Drittel gekürzten 
Quote auf die im Wege des Steuerabzugs ent- 
richtete Ersatz Vermögensabgabe ergibt; die 
Kürzung der Quote entfällt oder erfolgt nur 
in Höhe eines Viertels in sinngemäßer An- 
wendung des § 4d Abs. 2 und 3. Beträge un- 
ter 10 Deutsche Mark werden nicht ausbe- 
zahlt. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 


die Ersatzvermögensabgabe nach § 5 Abs. 2 
der genannten Verordnung verrechnet oder 
erstattet worden ist. § 4c Abs. 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(2) Die Erstattung geht zu Lasten des in 
§ 4a Abs. 3 bezeichneten Ausgleichsfonds. Zu- 
ständig für die Erstattung ist das Finanzamt, 
dem die Erhebung der Vermögensabgabe ob- 
liegt oder obliegen würde. 

(3) Der Antrag (Absatz 1) ist innerhalb 
einer Ausschlußfrist von sechs Monaten, ge- 
rechnet vom Beginn des Kalendermonats, 
der dem Inkrafttreten des Ergänzungsgeset- 
zes folgt, bei dem nach Absatz 2 zuständigen 
Finanzamt zu stellen. Dem Antrag ist die von 
der Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) 
ausgestellte Bescheinigung über die Einbehal- 
tung des Steuerabzugsbetrages beizufügen.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


4 



